
Gesetzlichkeit verteidigen, wie dies in den letzten Jahren 
z. B. in solchen Gerichtsentscheidungen zum Ausdruck 
kam, die die Verfassungsmäßigkeit der Volksbefragung 
gegen den Atomtod bejahten.
Die westdeutschen Militaristen und die Verfechter ihrer 
Politik in den oberen Bundesgerichten und in der 
Justizbürokratie sprechen zwar in Worten viel über die 
Bedeutung einer richterlichen Unabhängigkeit und die 
Notwendigkeit, sie zu stärken, zugleich richten sie aber 
ihre Bemühungen darauf, die Richter vom Leben und 
von den Interessen des Volkes zu isolieren und auf die 
Positionen des deutschen Militarismus und Revanchis­
mus auszurichten. Die hierbei angewandten Mittel 
sind vielfältig und geschickt getarnt. Sie zeigen sich 
besonders auch in der Ausgestaltung des Entwurfs des 
Richtergesetzes. Der § 38 des Entwurfs sieht z. B. vor, 
daß sich ein Richter, abgesehen von bloßer Mitglied­
schaft in einer politischen Partei und unbeschadet der 
Ausübung des aktiven Wahlrechts, nicht parteipolitisch 
betätigen darf. Was soll hiernach erlaubt, Vvas ver­
boten sein?
Nach dieser Bestimmung würde der Richter, der aktiv 
in der Bewegung gegen den Atomtod mitarbeitet oder 
der als Mitglied einer politischen Partei in Versamm­
lungen gegen die Kriegsvorbereitungen eines Strauß und 
Heusinger auftritt, gegen die ihm im Richtergesetz auf­
erlegten Pflichten verstoßen und könnte vor ein Dienst­
gericht gestellt werden. Die westdeutschen Richter da­
gegen, die nichts gegen die Politik des kalten Krieges 
unternehmen, die die Vorbereitung des Aggressions­
krieges durch ihr Schweigen in der Öffentlichkeit oder 
ihre Urteile des Gesinnungsstrafrechts unterstützen, ent­
sprechen dem, was § 38 des Entwurfs des Richter­
gesetzes von einem „unpolitischen“ Richter erwartet. 
Eine kleine, aber sehr bezeichnende Notiz in der 
„Deutschen Richterzeitung“ zeigt deutlich, worauf die 
Sache hinauslaufen soll. Unter der Überschrift 
„Deutschlands Karten mit den Grenzen von 1937“ heißt 
es dort:

„Der Bundesminister der Justiz hat eine Anregung 
von Amtsgerichtsrat Budinsky, Wuppertal, zum An­
laß genommen, die Landesjustizverwaltungen zu 
bitten, eine von der Bundeszentrale für Heimatdienst 
herausgegebene und unentgeltlich zur Verfügung ge­
stellte Deutschlandkarte, auf der auch die deutschen 
Ostgebiete dargestellt sind, in den Gerichtsgebäuden 
auszuhängeri Dadurch soll erreicht werden, daß die 
Zugehörigkeit der zur Zeit unter fremder Ver­
waltung stehenden deutschen Ostgebiete zum deut­
schen Reich im Bewußtsein der deutschen Öffentlich­
keit lebendig erhalten wird“.8 

Hier wird deutlich sichtbar, wie unverfroren die 
Richter zur parteipolitischen Betätigung für die Politik 
des deutschen Militarismus und Revanchismus aufge­
fordert werden. Nicht immer so offenherzig, dafür um so 
nachdrücklicher in die Rechtsprechungspraxis ein­
greifend, wirken die herrschenden militaristischen 
Kreise über die politische Strafgesetzgebung, durch die 
Bindung der Gerichte an die höchstrichterliche Recht­
sprechung, über Gesetzeskommentare und die richter­
lichen Standesorganisationen auf die westdeutschen 
Juristen ein, um sie auf die Politik des Militarismus 
und Revanchismus festzulegen.
Kann aber ein verantwortungsbewußter demokrati­
scher Jurist angesichts der Entwicklung im Bonner 
Staatswesen schweigen, wenn die Atomaufrüstung 
weiter beschleunigt wird und wenn der Generalstab 
bereits Angriffspläne gegen die DDR, die CSSR und 
Volkspolen ausgearbeitet hat? Er darf nicht schweigen, 
auch dann nicht, wenn ihm die westdeutschen Regie­
rungskreise vorwerfen — und dies ist mit Sicherheit zu 
erwarten —, er betätige sich „parteipolitisch“ für die 
Ziele, die gegen den Bestand der Bundesrepublik ge­
richtet seien.
8 Deutsche Richterzeitung 1958 S. 259.

Es gibt in Westdeutschland offensichtlich einen be­
stimmten Teil der Richter, voran die früheren Sonder­
richter Hitlers, die bereit sind, erneut bedingungslos 
dem deutschen Militarismus zu dienen. Die politischen 
Sonderrichter in Düsseldorf verurteilten hervorragende 
Mitglieder der Weltfriedensbewegung wegen ihres 
Kampfes um die Erhaltung des Friedens zu Gefängnis­
strafen; in Ansbach erklärte im Prozeß gegen den SS- 
General Simon das Gericht Hitlers Morderlasse für „be­
achtenswertes Recht“. Die politischen Sondergerichte in 
der Westzone, voran der dritte Strafsenat des Bundes­
gerichtshofs, wenden seit Jahren die Strafrechtsände­
rungsgesetze mit ihren erweiterten Strafbestimmungen 
über Hoch-, Landesverrat und Staatsgefährdung nach 
faschistischem Vorbild einseitig gegen Kommunisten 
und die Gegner der Politik des Aggressionskrieges an9. 
Da die Sondergerichte in diesen Gesinnungsprozessen 
den Angeklagten verfassungsfeindliche Handlungen 
nicht nachweisen können, arbeiten sie nach den Grund­
sätzen des faschistischen Gesinnungsstrafrechts und be­
strafen, weil die Angeklagten angeblich „hinter­
gründige Ziele“ hätten und den „Sturz der verfassungs­
mäßigen Ordnung der Bundesrepublik“ wollten.
Die Methoden des Gesinnungsstrafrechts zeigten sich 
im Verbotsprozeß gegen die KPD, in den Urteilen gegen 
Mitglieder der.FDJ, der Friedensbewegung, der Gesell­
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, gegen 
fortschrittliche Juristen10 11 *. In den Verfahren gegen Erich 
Passarge und Rudolf Esterle praktizierte der Bundes­
gerichtshof die Vorbilder für die Terrorjustiz gegen 
die gesamtdeutsche Verständigung und gegen DDR- 
Bürger. In der Urteilsbegründung gegen Rudolf Esterle, 
den der III. Senat des Bundesgerichtshofs zu drei­
einhalb Jahren Freiheitsentzug verurteilte .und hierbei 
auf das Doppelte des Strafantrags der Staatsanwalt­
schaft erkannte, ließ Dr. J a g u s c h  die Maske des 
„unabhängigen“ Richters fallen, indem er aussprach, 
daß die Strafe entsprechend hoch habe ausfallen 
müssen, weil der Angeklagte Mitglied der SED und ein 
klassenbewußter Arbeiter sei.
Hier wird sichtbar, wie die Richter des höchsten Ge­
richts der Bundesrepublik vom Haß gegen die Kom­
munisten und überhaupt gegen die Werktätigen durch- 
tränkt, sind und wie sie die Politik des deutschen Mili­
tarismus durchführen. Ein Dr. Jagusch wird selbstver­
ständlich von der Bonner Regierung in seiner „Unab­
hängigkeit“ geschützt, weil er auch ohne Empfehlungen 
weiß, was er den militaristischen und revanchistischen 
Kräften schuldig ist. Nicht umsonst hat er im Leipzi­
ger Kommentar zum Strafgesetzbuch das 1. Strafrechts­
änderungsgesetz gerechtfertigt, auch wenn es „an sich 
wertneutrale“, „ordnungsgemäße Handlungen“ unter 
Strafe stelle und damit die Grundrechte einschränke". 
Die Ausführungen Dr. Jaguschs im Leipziger Kommen­
tar und seine Handlungen als Senatspräsident stimmen 
überein: Er ist dem deutschen Militarismus restlos 
unterworfen.
Ist Dr. Jagusch ein Einzelfall? Sein Vorgänger, Ernst 
K a n t e r ,  hatte sich für die politische Sonderjustiz 
durch seine Tätigkeit als Hitlerscher Blutrichter in 
Dänemark empfohlen. Dr. W e i n k a u f f ,  ehemals 
Präsident des Bundesgerichtshofs, förderte die sog. 
Abendländische Akademie, deren Mitglieder die 
bürgerliche Demokratie durch eine monarchistische 
Ordnung, eine Art Führerstaat, ersetzen wollen. Nun­
mehr ist Dr. Bruno H e u s i n g e r  Präsident des 
Bundesgerichtshofs. Sein Bruder — Kriegsverbrecher 
und jahrelanger Chef der westdeutschen NATO- 
Truppen — ist im Dezember 1960 zum Vorsitzenden des

9 vgl. Staat ohne Recht, Berlin 1959, S. 352 f.
1« a. a. O., S. 352, 405, 431, 519 I .
11 Leipziger Kommentar zum StGB, 7. Auflage, Bd. 1, S. 579 f. 
(Der Kommentar wird heute noch Leipziger K. genannt, weil 
er von Mitgliedern des ehemaligen Reichsgerichts in Leipzig
begründet wurde.)
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